
derer Staaten in diesen Fällen von vornherein von 
einer Anerkennung in der DDR ausgeschlossen sind. 
Weisen in den genannten Fällen der ausschließlichen 
Zuständigkeit Streitigkeiten einen entsprechenden Zu­
sammenhang mit dem Gebiet anderer Staaten aus, so 
ergibt sich die absolute Unzuständigkeit der Gerichte 
der DDR. Das Fehlen der internationalen Zuständigkeit 
ist in jedem Verfahrensabschnitt von Amts wegen zu 
beachten und muß, wenn die Parteien trotz Belehrung 
die Klage nicht zurücknehmen, zur Einstellung des 
Verfahrens führen.
In vermögensrechtlichen Angelegenheiten ist die inter­
nationale Zuständigkeit der Gerichte der DDR, die 
fakultativen Charakter trägt, für folgende Hauptfälle 
vorgesehen:
— bei Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt oder Sitz 

des Verklagten in der DDR,
— bei Belegenheit von Vermögen (Sachen oder Rechte) 

des Verklagten in der DDR,
— bei Streitigkeiten über die Erfüllung einer Ver­

bindlichkeit in der DDR,
— bei Streitigkeiten über eine bewegliche Sache, die 

sich in der DDR befindet,
— bei Streitigkeiten über einen Nachlaß, der von 

einem Staatlichen Notariat in der DDR zu regeln 
ist.

Da es Fälle geben kann, in denen die Gerichte der 
DDR und die eines anderen Staates nach den jeweili­
gen nationalen Gesetzen international zuständig sind, 
ist zu klären, ob eine Rechtshängigkeit in der glei­
chen Sache vor dem Gericht eines anderen Staates zu 
beachten ist. Im Interesse der Rechtssicherheit und der 
Gewährung eines umfassenden Rechtsschutzes für alle 
Parteien soll die Rechtshängigkeit nur dann beachtet 
werden, wenn auf Grund eines internationalen Abkom­
mens der DDR mit dem betreffenden Staat eine Aner­
kennung der Entscheidung in der DDR vorgesehen ist 
und das außerhalb der DDR gelegene Gericht zuerst 
angerufen wurde. In allen anderen Fällen hindert die 
Anhängigkeit bei dem Gericht eines anderen Staates 
nicht die spätere Geltendmachung des Anspruchs bei 
einem Gericht der DDR, falls dessen internationale 
Zuständigkeit gegeben ist.
In vermögensrechtlichen Angelegenheiten soll den Par­
teien die Möglichkeit gegeben werden, die internatio­
nale Zuständigkeit der Gerichte der DDR auch dann zu 
vereinbaren, wenn dies in der gesetzlichen Regelung 
nicht vorgesehen ist — außer wenn ein Fall der aus­
schließlichen Unzuständigkeit gegeben ist. Die Verein­
barung der Zuständigkeit eines Gerichts außerhalb der 
DDR hat insbesondere im Zusammenhang mit inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehungen Bedeutung, in denen 
zwischen den Parteien häufig die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts vereinbart wird. Neben der prinzipiel­
len Zulässigkeit eines solchen Vertrags ist zu regeln, 
welche Rechtsfolgen eintreten, wenn entgegen der Ver­
einbarung Klage bei einem Gericht der DDR erhoben 
wird. In diesem Fall soll das Gericht auf Antrag des 
Verklagten das Verfahren durch Beschluß einstellen.

Das Verfahren
Für das Verfahren insgesamt wie auch für die einzel­
nen Verfahrensabschnitte gilt ausschließlich das Pro­
zeßrecht der DDR (lex fori). Dieses ist auch maßgebend 
für die prozeßrechtliche Stellung und die sich daraus 
ergebenden Rechte und Pflichten von Verfahrensbetei­
ligten aus anderen Staaten, für die Zulässigkeit der 
möglichen Rechtsmittel sowie für die Art und Weise 
der Vollstreckung der Entscheidung. Die Anwendung 
fremden Verfahrensrecht kommt in diesen Beziehun­
gen nicht in Betracht.
Dagegen ist materielles Zivil-, Familien- oder Arbeits­

recht eines anderen Staates anzuwenden, soweit dies 
in den maßgeblichen Kollisionsnormen vorgesehen ist. 
Im Zusammenhang damit bedarf es einer Reihe prinzi­
pieller Festlegungen. Dazu gehört zunächst die Bestim­
mung, daß das fremde Recht, auf das eine Kollisions­
norm obligatorisch verweist, als Rechtsnorm zu betrach­
ten und anzuwenden ist; das hat zur Folge, daß eine 
unrichtige Anwendung ggf. im Wege der Kassation 
korrigiert werden kann. Die Gesetze des anderen Staa­
tes sind von Amts wegen anzuwenden, unabhängig 
davon, ob sich die Prozeßparteien darauf berufen. Un­
berührt bleibt das Recht der Parteien, auf ein konkre­
tes Rechtsverhältnis die Anwendung der Rechtsordnung 
eines bestimmten Landes zu vereinbaren, soweit dies 
nicht nach dem Internationalen Privatrecht der DDR 
ausgeschlossen ist.
Bei der Anwendung einer fremden Rechtsnorm hat das 
Gericht nicht nur deren genauen Wortlaut zu beachten, 
sondern auch festzustellen, wie die Norm bei Rechts­
verhältnissen dieser Art in der Rechtsprechung der 
Gerichte des anderen Staates ausgelegt wird. In dieser 
Interpretation ist die fremde Rechtsnorm auch durch 
das Gericht der DDR anzuwenden5.
Im allgemeinen verfügt das Gericht nicht über eine 
derartige genaue Kenntnis des Rechts eines anderen 
Staates und der dortigen Rechtsanwendung. Deshalb 
ist vorgesehen, daß das Gericht den Prozeßparteien 
auftragen kann, den genauen Wortlaut der in Betracht 
kommenden Rechtsnormen und die notwendige ein­
schlägige Literatur in beglaubigter deutscher Überset­
zung vorzulegen. Zur Feststellung des Wortlauts und 
der praktischen Anwendung der Rechtsnorm kann 
das Gericht auch Sachverständigengutachten beiziehen 
und beim Ministerium der Justiz Auskünfte einholen. 
Bleiben alle Versuche zur Feststellung der fremden 
Rechtsnorm und ihrer Anwendung erfolglos, so kann 
das Gericht im Interesse der Rechtsschutzgewährung 
und der Rechtssicherheit nach den Vorschriften des 
materiellen Rechts der DDR entscheiden.

Rechtshilfe und Zustellungen
Rechtshilfeersuchen von Gerichten anderer Staaten ist 
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit grundsätzlich zu 
entsprechen. Verweigerungsgründe sind die Gefähr­
dung der Souveränität oder Sicherheit der DDR sowie 
ein Verstoß des Ersuchens gegen grundlegende Prinzi­
pien unserer Rechtsordnung. Auch das Fehlen der Zu­
ständigkeit der Gerichte der DDR kann zur Verweige­
rung der Rechtshilfe führen; doch ist das Ersuchen an 
das zuständige staatliche Organ zur Erledigung abzu­
geben.
Für das Verfahren bei Erledigung von Rechtshilfe­
ersuchen gilt grundsätzlich das Verfahrensrecht der 
DDR. Entsprechend allgemeiner internationaler Übung 
ist vorgesehen, daß auf besonderes Verlangen des ersu­
chenden Gerichts auch von den Verfahrensvorschriften 
der DDR abweichende Formen angewandt werden kön­
nen, soweit diese nicht nach den Gesetzen der DDR ver­
boten sind oder grundlegenden Prinzipien der Rechts­
ordnung der DDR widersprechen. Dazu gehört auch 
die Möglichkeit >der Vereidigung von Prozeßparteien, 
Zeugen oder Sachverständigen, die im innerstaatlichen 
Recht künftig entfallen soll.
Ein Unterfall der Rechtshilfe ist die Zustellung von 
Schriftstücken in anderen Staaten oder für Gerichte 
anderer Staaten, die nach Maßgabe internationaler 
Abkommen oder nach den Bestimmungen über den 
Rechtshilfeverkehr erfolgt. Es ist beabsichtigt, die 
öffentliche Zustellung, die ausgesprochen formalen

5 Ausnahmen ergeben sich dort, wo die Auslegung und An­
wendung der Norm dem ordre public oder dem demokrati­
schen Völkerrecht widerspricht.
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